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Ein le i tung 

Seit Beamte disziplinarisch bestraft  werden, sind die dogmatischen 
Grundlagen dieser besonderen Strafe immer wieder lebhaft diskutiert 
worden. 

Während es in früherer  Zeit vor allem um die Frage der Einordnung 
des Disziplinarrechts in das Gesamtsystem des Rechts ging1, stand in 
der zuletzt geführten Grundsatzdiskussion das Problern der Doppel-
bestrafung durch Kriminalstrafe  und Disziplinarmaßnahme im Vorder-
grund2. 

Diese disziplinarrechtlichen Grundsatzdiskussionen banden jedoch so 
viele Energien, daß die für die Ausübung der Disziplinargewalt im 
Einzelfall bedeutsamen Fragen lange Zeit von der Wissenschaft ver-
nachlässigt wurden. 

So blieb es bis in die jüngste Vergangenheit allein der Rechtsprechung 
überlassen, die Pflichten des Beamten zu konkretisieren. Erst in 
neuester Zeit w i rd die Problematik der dem Beamten obliegenden 
Pflichten auch in der Literatur eingehend erörtert 3. 

Eine systematische Behandlung der zahlreichen Fragen, die die  Zu-
messung der  Disziplinarmaßnahmen  auf w i r f t ,  ist bis heute noch nicht 
erfolgt. 

1 Einen Überblick über die verschiedenen Auffassungen  seit Bestehen 
des Disziplinarrechts geben Behnke2 -Arndt , Einf. A Rdnr. 14, 15, Wiese, 
VerwArch 1965, 212 ff.,  Reuß, JR 1959, 129 ff.,  Behnke, ZBR 1963, 257 ff., 
Krieger, Diss. S. 15 ff.,  Stock, Entwicklung und Wesen der Amtsverbrechen. 

2 Vgl. ζ. B. Wiese, VerwArch 1965, 203 ff.,  Baumann, JZ 1964, 612, Faust, 
ZBR 1967, 74, Hofmann, ZBR 1968, 101, BVerfGE 21, 378 (384), 391 (404). Zu 
diesen grundlegenden Beschlüssen des BVerfG Rupp, NJW 1967, 1651, Bau-
mann, JZ 1967, 657, Menger-Erichsen, VerwArch 1968, 75. Durch die weitere, 
die angeführten Grundsatzentscheidungen bestätigende Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts,  BVerfGE 27, 180, und durch die Schaffung  des 
§ 14 BDO, der das Problem der Doppelbestrafung entschärft  hat, ist diese 
Grundsatzdiskussion zu einem vorläufigen Ende gekommen. I m Ergebnis 
ist heute anerkannt, daß Kriminalstrafe  und Disziplinarmaßnahme grund-
sätzlich nebeneinander bestehen können. Problematisch und noch nicht 
ausdiskutiert ist dagegen die Frage, inwiewei t die Gleichartigkeit der Rechts-
folgen im Einzelfal l ein Nebeneinander beider Reaktionen ausschließt. 

Vgl. etwa BVerfGE 27, 189 ff.  sowie Kreuzer, NJW 1970, 507. Dazu auch 
unten 1. Abschnitt, 3. Kapitel , IV , Anm. 93. 

» ζ. Β . Arndt , DÖV 1968, 39, Wilhelm, ZBR 1964, 327, Mül ler, ZBR 1965, 65, 
Scheerbarth, ZBR 1966, 203, Porr, Die Pflichten des Beamten, Diss. 1968, 
Steltmann, Das außerdienstliche Verhalten des Beamten, Diss. 1969, Weiß, 
Das Dienstvergehen der Beamten, 1971. 

2* 



20 Einleitung 

In den Kommentaren, Handbüchern und Lehrbüchern des Disziplinar-
rechts w i rd die Zumessung der Disziplinarmaßnahmen oft nur nebenbei 
oder gar nicht behandelt4. 

Sofern die Maßnahmezumessung selbständig abgehandelt wird, be-
schränken sich die Autoren zumeist auf die kommentarlose Wiedergabe 
der von der höchstrichterlichen Rechtsprechung entwickelten Zumes-
sungsgrundsätze5. 

Die Rechtsprechung selbst ist auf der anderen Seite sehr zurück-
haltend hinsichtlich der Entwicklung verbindlicher Grundsätze für die 
Zumessung der Disziplinarmaßnahmen6, so daß es nicht sehr viele 
solcher Zumessungsgrundsätze gibt. Hinzu kommt, daß vielfach eine 
dogmatische Begründung solcher Zumessungsgrundsätze nicht gegeben 
w i rd und daher ihre Vereinbarkeit untereinander nicht immer zweifels-
frei  ist. 

Da somit im Einzelfall weitgehend verbindliche Maßstäbe für die 
Zumessung der Disziplinarmaßnahmen fehlen, ist die Zumessungs-
praxis der Disziplinarorgane auch bei gleichartigen Verfehlungen häufig 
uneinheitlich7. 

Eine solche Maßnahmezumessungspraxis, nach der es mehr oder 
weniger im Belieben des jeweiligen Disziplinarorgans liegt, in welchem 
Umfang die Verfehlung des Beamten geahndet wird, unterliegt jedoch, 
vor allem in Anbetracht der schweren möglicherweise existenzvernich-
tenden Folgen einer Disziplinierung für den Beamten (Entfernung aus 
dem Dienst, Degradierung), unter rechtsstaatlichen Gesichtspunkten er-
heblichen Bedenken8. 

Solche Bedenken sind in der disziplinarrechtlichen Literatur auch 
mehrfach geäußert worden9. Im Ergebnis haben sie aber entweder zu 
Reformvorschlägen  an den Gesetzgeber10 oder zu der Feststellung ge-

4 Vgl. ζ. B. Auerbach, Bundesdisziplinarrecht, der die Zumessung der 
Disziplinarmaßnahmen überhaupt nicht behandelt, Lochbrunner, Handbuch, 
der der Maßnahmezumessung insgesamt einer von 500 Seiten widmet, S. 130. 

s Vgl. etwa Lindgen, Handbuch Bd. I , Summer-Zängl S. 281 f., auch 
Claussen-Janzen, Einl. D. Vgl. dazu auch die Besprechung der 2. Auf l . des 
Kommentars von Claussen-Janzen, ZBR 1971, 156. 

e Vgl. z.B. B D H DokBer S. 2592: „Die „Strafzumessung entzieht sich 
weitgegend einer grundsätzlichen Festlegung." Oder die vagen Formulie-
rungen bei Breithaupt-Zoch, § 5 Rdnr. 15. 

7 Vgl. die Beispiele unten 5. Abschnitt, I I I , IV. 
8 Zu formal Kugler, ZBR 1960, 35, der meint, den Erfordernissen  des 

Rechtsstaates sei bereits dadurch genügt, daß das Verfahren  eingehend 
geregelt und unabhängige Gerichte eingerichtet wurden. 

9 Vgl. Mol i tor, BayBZ 1956, 169, Sellmann, ZBR 1958, 125, Claussen, ZBR 
1965, 203, Scheerbarth, ZBR 1966, 206, Lochbrunner, DVB1 1965, 310. 

1 0 Moli tor, Scheerbarth, Lochbrunner, a.a.O. (Anm. 9). 
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führt,  daß divergierende Entscheidungen bei der Zumessung der Diszi-
plinarmaßnahmen unvermeidbar seien, verbunden mit einem Appell 
an die Disziplinarorgane, den Gesichtspunkt der Einheitlichkeit zu 
berücksichtigen11. 

Beide Folgerungen lassen damit die entscheidende Frage, ob und in 
welchem  Umfang  aus den bestehenden  disziplinarrechtlichen  Regelungen 
rechtlich  verbindliche  Maßstäbe  und Kriterien  für  die  Maßnahmezumes-
sung gewonnen  werden  können,  unbeantwortet. Von der Beantwortung 
dieser Frage hängt es aber ab, ob eine rechtsstaatlichen Anforderungen 
genügende Maßnahmezumessungspraxis erreicht werden kann. 

Mi t der vorliegenden Arbeit soll nun versucht werden, diese Frage 
durch eine systematische Erörterung der verschiedenartigen und zahl-
reichen Probleme, die die Zumessung der Disziplinarmaßnahmen auf-
wirf t ,  einer Lösung näher zu bringen. 

Dabei beschränkt sich die Untersuchung im wesentlichen auf das 
Disziplinarrecht der Bundesbeamten. Zum einen haben die Länder 
ihre Disziplinarrechte weitgehend dem Bundesdisziplinarrecht ange-
glichen, so daß wesentliche Abweichungen hinsichtlich des materiellen 
Disziplinarrechts nicht vorhanden sind. Zum anderen ist i n größerem 
Umfang nur die Rechtsprechung der Disziplinargerichte des Bundes 
zugänglich. 

Zur Erörterung der Maßnahmezumessungsproblematik und zur Ent-
wicklung verbindlicher Zumessungsgrundsätze ist aber umfangreiches 
Rechtsprechungsmaterial unerläßlich. 

n Vgl. Seilmann, ZBR 1958, 128, auch Claussen-Janzen, Einl. D Rdnr. 2. 


